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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2019
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

2019 wurde flur E-Voting zu einem schwierigen Jahr. Zwar hatte der Bundesrat bereits
2018 mittels Revision des Bundesgesetzes Uber die politischen Rechte eine
flachendeckende Einfihrung des dritten Abstimmungskanals angestrebt, der
insbesondere Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die Stimmabgabe
erleichtern soll, die Sicherheitsbedenken nahmen aber stark zu. Dies manifestierte sich
nicht nur in einer im Februar definitiv lancierten Volksinitiative fir ein E-Voting-
Moratorium, die ein breites Unterstitzungskomitee von links bis rechts hinter sich
wusste, sondern auch in den vor allem von den Parteien vorgebrachten negativen
Stellungnahmen in der Vernehmlassung zur Teilrevision der politischen Rechte. Zudem
revidierten einige Kantone, darunter etwa Aargau, Basel-Landschaft, Glarus oder Jura,
ihre Plane fur eine Einfuhrung von E-Voting.

Auch in der Presse nahm die Skepsis gegen E-Voting zu. Das Sicherheitsrisiko sei
grosser als der Nutzen, urteilte etwa die NZZ. Insbesondere, weil sich auch gezeigt
habe, dass elektronisches Abstimmen nicht zu hdherer Beteiligung fihre und auch
keine Vereinfachung der Stimmabgabe bedeute. Befirwortende von E-Voting betonten
hingegen, dass auch briefliches Abstimmen Sicherheitsmangel aufweise. So sei etwa flr
sehbehinderte Menschen das Stimmgeheimnis nicht garantiert und viele Stimmabgaben
wilrden als ungultig gewertet, weil sie falsch verpackt wurden oder die Unterschrift
fehlt. Zudem wduarden briefliche Stimmen in vielen Kantonen nicht mit dem
Stimmregister abgeglichen. Mittels Digitalisierung kénnten diese Probleme vermieden
werden.

Einen «schweren Rickschlag» - so die NZZ - erlitt das Projekt E-Voting 2019 durch
einen sogenannten Intrusionstest der Post. Um zu zeigen, dass die
Sicherheitsbedenken unnétig sind, forderten Post und Bundeskanzlei interessierte
Personen dazu auf, das von der spanischen Firma Scytl entwickelte und zwischen 25.
Februar und 24. Marz offenegelegte E-Voting-System der Post auf Schwachstellen zu
prufen. Ein «Hacken» des offengelegten Quellcodes in der Art, dass unbemerkt
individuelle Stimmabgaben manipuliert oder dass individuelle Stimmabgaben
veroffentlicht werden kénnten, sollten mit von der Post finanzierten Pramien von bis zu
CHF 50'000 belohnt werden. Rund 3'000 Hackerinnen und Hackern hatten sich zum
Test angemeldet und deckten bereits nach wenigen Tagen als «gravierend» bezeichnete
Sicherheitsmangel auf. So kdnne das System die universelle Verifizierbarkeit, also eine
nachtragliche Uberprifung auf Manipulation, nicht garantieren. Zudem kénne ins
System eingedrungen und eigentlich gultige Stimmen kénnten ungultig gemacht werden.
Die Presse erachtete das Hacker-Resultat als «peinlich fur die Post>» (Blick) oder gar als
Rettung der direkten Demokratie - so ein Kommentar in der Sonntagszeitung.
Demokratie lebe vom Vertrauen der Blrgerinnen und Blrger, weshalb Unsicherheiten
und Gefahren vermieden werden mussten, meinte die Weltwoche.

Bereit kurz vor dem Intrusionstest hatte die ETH Zirich eine Studie veréffentlicht, mit
der gezeigt wurde, dass Individuen bei E-Voting ihre digitale Stimme anonym verkaufen
konnten. Dies ist zwar strafbar, kdnnte bei genligend grosser Zahl an Stimmen aber
durchaus zu einer Manipulation von Resultaten fuhren.

Auch politisch hatte der Rickschlag Folgen. Ende Juni entschied der Bundesrat, die
Handbremse zu ziehen. Auch die Vernehmlassung habe gezeigt, dass zwar ein BedUrfnis
nach elektronischem Abstimmen und Wahlen bestehe, die momentanen
Sicherheitsvorkehrungen allerdings nicht genlgten. Vorlaufig soll deshalb auf die
Gesetzesanderung verzichtet werden, mit der E-Voting als dritter Kanal fur die
Stimmabgabe - neben Urnengang und brieflicher Stimmabgabe - hatte etabliert werden
sollen. Das von den Behoérden einst formulierte Ziel, dass bei den eidgendssischen
Wahlen 2019 mindestens zwei Drittel aller Kantone E-Voting anbieten, wurde damit klar
verfehlt. In den Medien wurde dieser «Marschhalt» unterschiedlich kommentiert: Als
«Befreiung» wurde das «Ende des E-Votings» in der Sonntagszeitung bezeichnet,
wahrend in der Aargauer Zeitung ein «Neustart», aber kein «Denkverbot» gefordert
wurde. Die Schweiz habe 60 Jahre gebraucht, bis die briefliche Stimmabgabe
eingefuhrt worden sei, so der Kommentar. Kritisiert wurde der Entscheid des
Bundesrats hingegen von der Organisation der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Es sei nicht akzeptabel, dass 180'000 Burgerinnen und Blrger ihr
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Beteiligungsrecht weiterhin nicht austiben kénnten, kritisierte deren Prasidentin Ariane
Rustichelli. Auch der Schweizerische Blinden- und Sehbehindertenverband (SBV)
forderten die baldige Einfuhrung digitaler Beteiligungshilfen. Handschriftliches
Ausflllen des Stimmmaterials verhindere die Einhaltung des Stimmgeheimnisses fur
Sehbehinderte, weil sie auf Hilfspersonen angewiesen seien.

Auch die Post reagierte auf den bundesratlichen Entscheid und gab ihr bestehendes
System noch im Juli auf. Sie wolle ab 2020 eine Alternative anbieten, bei der die
bisherigen Sicherheitsprobleme nicht bestliinden. Die vier Kantone, die eigentlich noch
einen Vertrag mit der Post gehabt hatten (BL, FR, NE, TG), forderten in der Folge
Schadenersatz. Doch nicht nur die Post, auch der Kanton Genf stellte den Betrieb
seines Systems noch im Juni 2019 ein - nach dem politischen Nein war die finanzielle
Unterstitzung des Projekts ausgeblieben. Auch die Kantone, die dieses Genfer-System
genutzt hatten (AG, BE, GE, LU, SG, VD), hatten es eigentlich bis Ende 2019 nutzen
wollen.

Ende Jahr gab der Nationalrat zusatzlich einer parlamentarischen Initiative Folge, die
einen «Marschhalt bei E-Voting» fordert. Es sei eine Denkpause nétig, entschied die
Mehrheit der grossen Kammer, obwohl die SPK-NR darauf hingewiesen hatte, dass ohne
neue Tests kaum Verbesserungen in der Sicherheit moglich seien.

Zum «Vote électronique»-Programm des Bundesrats gehort jedoch nicht nur E-Voting,
sondern auch die elektronische Behoérdeninformation sowie das digitalisierte
Unterschriftensammeln. Die Diskussionen um dieses E-Collecting, also um die Idee,
Initiativen mittels digitaler statt analoger Unterschriften unterstitzen zu kénnen,
konzentrierten sich 2019 auf «Online-Plattformen», die laut NZZ zum «Brutkasten der
Demokratie» wurden. Die Moglichkeit, via solche Plattformen - die bekannteste
darunter ist etwa «WeCollect» - Unterschriftenbogen zu verbreiten, die
heruntergeladen, ausgedruckt, ausgeflllt, unterschrieben und eingesandt werden
mussen, wurde die etablierten Parteien herausfordern, da diese neue Art der
Unterschriftensammlung eben auch fur wenig oder nicht parteilich organisierte
Komitees wesentlich einfacher sei als die bisherigen Formen. Freilich kdénnen
entsprechende Unterschriftenbogen auch direkt auf der |Internetseite der
Bundeskanzlei heruntergeladen werden. Was die Sammelplattformen allerdings wertvoll
mache, seien deren Listen an Adressdaten. Haufig hinterliessen unterschriftswillige
Bilrgerinnen und Burger freiwillig ihre persénlichen Angaben auf einer Plattform und
kénnten so informiert werden, wenn Volksinitiativen mit &hnlicher Stossrichtung
lanciert werden. Solche «zielgruppenspezifische[n] Daten sind so etwas wie Goldstaub
in Zeiten, in denen politische Gruppierungen mittels Big Data ihren Wahlern
néherkommen wollen», so die NZZ. Sollten Referenden und Volksinitiativen dadurch in
Zukunft  einfacher  zustandekommen, milsse Uber eine Erhdhung der
Unterschriftenzahlen nachgedacht werden, so die Zeitung weiter.

In die Kritik geriet Daniel Graf, der Grinder von WeCollect, da er mit seiner Plattform
vor allem Anliegen unterstltze, die aus eher linken Kreisen stammten. Auf der einen
Seite fuhrte dies zu alternativen Angeboten seitens ahnlicher Plattformen aus dem
rechtsbirgerlichen ideologischen Spektrum, auf der anderen Seite Uberfihrte Graf
WeCollect in eine Stiftung, in der klnftig mehrere Personen entscheiden sollten,
welche Volksbegehren unterstitzt werden. Graf gab zu Protokoll, er wolle mit seiner
Plattform die direkte Demokratie férdern und es vor allem auch zivilgesellschaftlichen
Gruppierungen ermoglichen, direktdemokratische Instrumente zu nutzen, die nicht nur
Parteien und méchtigen Interessenorganisationen vorbehalten sein sollen.’

Sozialpolitik
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.1989
MARIANNE BENTELI

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.199¢6
MARIANNE BENTELI

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.04.1997
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.08.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Die Gesundheitsstatistik ist in der Schweiz im Vergleich zu anderen Industrielandern
wenig ausgebaut. Nun soll erstmals eine umfassende Studie (iber den
Gesundheitszustand der Bevolkerung Auskunft geben. Die Gesundheitsdirektionen der
Kantone Bern, Genf, Tessin, Waadt und Zurich, die Bundesédmter fur Statistik (BfS) und
fur Gesundheitswesen (BAG) sowie das Schweizerische Institut fir Gesundheits- und
Krankenhauswesen (SKD schlossen sich in einem interkantonalen
Gesundheitsindikatorenprojekt (IGIP) zusammen, welches u.a. die Schaffung einer
zentralen Datenbank vorsieht. ?

110 Jugendliche zwischen 15 und 20 Jahren nehmen sich in der Schweiz im
Durchschnitt pro Jahr das Leben. Die Schweiz liegt damit in der europaischen Rangliste
der Jugendsuizidrate hinter Finnland auf Rang zwei. Die Zahl der Selbsttétungen von
Jugendlichen entspricht in etwa derjenigen der Todesopfer im Strassenverkehr in
dieser Altersstufe. Als erster Kanton eroffnete Genf ein Zentrum fur
selbstmordgefahrdete Jugendliche. Hier soll jungen Menschen nach einem
Selbsttotungsversuch Hilfe angeboten werden. Damit hoffen die Fachleute zu
verhindern, dass die Betroffenen ruckfallig werden. Nach Bordeaux in Frankreich ist
dies das zweite Zentrum dieser Art in Europa. ®

1972 hatte das Bundesgericht die Verfassungsmassigkeit der Widerspruchslésung bei
Organentnahmen anerkannt. Im Berichtsjahr mussten die Lausanner Richter anhand
eines neuen Gesetzes des Kantons Genf, welcher von der Zustimmungs- zur
Widerspruchslésung Ubergehen moéchte, erneut in dieser Frage Stellung beziehen. Die
Billigung der Widerspruchslésung erfolgte nur noch knapp mit 3:2 Stimmen.
Gleichzeitig wurden die Bedingungen fir dieses Vorgehen in einengendem Sinn
prazisiert. Das Bundesgericht erachtete den Genfer Vorschlag, der - falls sich der
Verstorbene nicht klar gedussert hat - von einer Einwilligung der Angehdérigen ausgehen
wollte, wenn sich diese nicht innerhalb von sechs Stunden klar dagegen aussprechen,
als ungenlgend und verlangte, dass die Angehdrigen umfassend zu informieren seien.
Kénnen sie nicht erreicht werden, ist eine Organentnahme nicht zulassig. Nur wenn die
Angehdrigen nach entsprechender Konsultation schweigen oder zustimmen, darf das
Organ verpflanzt werden. Ungeachtet der Haltung der Angehdrigen ist die
Organentnahme zwingend ausgeschlossen, wenn sich der Verstorbene zu seinen
Lebzeiten dagegen ausgesprochen hat; selbst in Notféllen und bei Todesgefahr eines
potentiellen Organempfangers darf der Wille des Verstorbenen nicht missachtet
werden. *

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekdmpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stutzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verflugungen als Reaktion auf schwere Stérungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Uber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewaltigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu beféhigen, auch kinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzufihren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verkurzte Vernehmlassung geschickt, in welcher Gber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwohnisch gegenlberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grossere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlage oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis fur das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdruckliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2020
JOELLE SCHNEUWLY

und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spéateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstltzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knlpften die
GLP, die Grinen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstlitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdrtcklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdrucklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Einddmmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behorden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Auslanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie urspringlich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fir Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. ®

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veroffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfanglich oder grundsatzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehorten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstitzerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Griunde fur die ablehnende Haltung wurden die
Beflirwortung der Volksinitiative (JU), des Erklarungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.lv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslésung (APOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell glltigen erweiterten Zustimmungslésung (HGS) aufgefuhrt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurlckflhren, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Griinden zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehdrigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zuléssig sein soll, wenn die
Angehdrigen erreicht werden kénnen. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grosstenteils beflirwortet, wobei verschiedene Anderungsvorschlage eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden kénnen sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geaussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerfihrung
zukommen soll, weil sie bereits Uber ein Register verflge. Ferner wurde der Information
der Bevolkerung Uber das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. ©
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.10.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.04.1994
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1993
MARIANNE BENTELI

Die Genfer Legislative forderte mittels einer Standesinitiative die Begrenzung der
Zuckermenge, die bei der Herstellung von Lebensmitteln hinzugefiigt werden darf.
Die Initiative wurde unter anderem mit den negativen gesundheitlichen Auswirkungen
und dem Suchtpotential von Zucker begrindet. Zudem nahm die Initiative auch Bezug
auf die kantonal eingefuhrte Zuckersteuer. Die Standesinitiative wurde von der WBK-SR
Ende Oktober 2021 zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons Freiburg
behandelt. Die Kommission empfahl mit 8 zu O Stimmen (bei 4 Enthaltungen; St.lv. des
Kantons Genf) resp. mit 6 zu 1 Stimmen (bei 5 Enthaltungen; St.lv. des Kantons Freiburg),
den beiden Vorlagen keine Folge zu geben, da bereits im Rahmen eines Postulats der
SGK-NR auf das Thema eingegangen werde. ’

In der Wintersession 2021 nahm sich der Stédnderat einer freiburgischen
Standesinitiative zur klaren Darstellung der Menge des schnellen Zuckers in
Lebensmitteln an. Die Behandlung erfolgte zusammen mit einer Standesinitiative des
Kantons Genf. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) erléduterte, weshalb die
WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben mdchte: Die Kommission teile
zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von Zucker flr die 6ffentliche
Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der Ansicht, dass in diesem Bereich
bereits einiges unternommen worden sei. Germann fuhrte als Beispiele den Nutri-
Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des Zuckergehalts in Joghurts und
Mdieslis und die Schweizer Erndhrungsstrategie 2017-2024 auf. Zudem mochte die
Kommission die Berichte in Erflillung der Postulate 20.3913 und 21.3005 abwarten,
bevor Uber weitere Schritte entschieden wird. Stillschweigend gab die kleine Kammer
den beiden Standesinitiativen keine Folge. ®

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer Standesinitiative des Kantons
Genf zur Begrenzung des Zuckergehalts in industriell hergestellten Getrianken und
verarbeiteten Lebensmitteln an. Die Behandlung fand zusammen mit einem
Kantonsbegehren aus Freiburg statt. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH)
erlauterte, weshalb die WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben
mochte: Die Kommission teile zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von
Zucker fur die offentliche Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der
Ansicht, dass in diesem Bereich bereits einiges unternommen worden sei. Germann
flhrte als Beispiele den Nutri-Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des
Zuckergehalts in Joghurts und Mdueslis und die Schweizer Ernahrungsstrategie
2017-2024 auf. Zudem mochte die Kommission die Berichte in Erflllung der Postulate
20.3913 und 21.3005 abwarten, bevor Uber weitere Schritte entschieden wird.
Stillschweigend gab das Stéckli beiden Standesinitiativen keine Folge. ’

Medizinische Forschung

Als erster Kanton will Genf klinische Versuche mit Gentherapie am Menschen zulassen.
Der Genfer Staatsrat erliess ein entsprechendes Reglement, das sich auf den
bestehenden Verfassungsartikel abstitzt. Die ersten Gentherapie-Versuche sollen im
Frihling 1995 an rund 20 Patienten beginnen. ©

Suchtmittel

Die einzige Uberraschung des Abstimmungsresultates lag denn auch in seiner
Deutlichkeit. 1979 hatten sich noch 41 Prozent der Stimmenden fir ein analoges
Volksbegehren («Guttempler-Initiative») ausgesprochen, Basel-Stadt sogar mit mehr als
50 Prozent. Besonders massiv wurden die beiden Initiativen in der Westschweiz (mit
Ausnahme von Genf) und im Kanton Schwyz abgelehnt, wo sich Uber vier Finftel der
Urnengangerinnen und Urnenganger gegen sie aussprachen. Am
«verbotsfreundlichsten» zeigten sich die Kantone Basel-Stadt und Zirich mit rund 33
Prozent bzw. 31 Prozent Ja-Stimmen.

Volksinitiative «zur Verhinderung der Alkoholprobleme>.
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1'527'165 (74.7%) / 20 6/2 Stéande
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POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
MARLENE GERBER

BERICHT
DATUM: 24.09.2021
MARLENE GERBER

Ja: 516'054 (25.3%) / O Sténde

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (4*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
-Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme».
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1521885 (74.5%) / 20 6/2 Stande
Ja: 521433 (25.5%) / 0 Stédnde

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (3*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
-Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, fanden die beiden Initiativen bei den
Frauen erheblich mehr Zustimmung als bei den Mannern. Seit dem Beginn der Vox-
Analysen 1977 wurde nie eine so grosse Differenz zwischen dem Stimmverhalten der
Frauen und der Ménner - 18 Prozent beim Tabakverbot - beobachtet. Tiefe Ja-Anteile
ergaben sich in der jlungsten Alterskategorie, in der Romandie und in den landlichen
Gebieten. Besonders im rot-grinen Lager beeinflusste der politische Standort das
Stimmverhalten nur teilweise. Einzig die Gefolgschaft von LdU/EVP stimmte beiden
Initiativen zu, die Griinen nahmen nur die Tabakinitiative an, wahrend die Anhéanger der
SP mehrheitlich nicht der Parteiparole folgten. Die meistgenannten Motive zur
Verwerfung der Initiativen waren die Angst vor zuséatzlicher Arbeitslosigkeit und die
Uberzeugung, dass ein Verbot wirkungslos ware bzw. durch auslandische Medien
umgangen wirde. "

Soziale Gruppen
Menschen mit Behinderungen

In der Sommersession 2021 behandelte der Standerat ein Postulat Carobbio Guscetti
(sp, TI), das den Bundesrat zum Aufzeigen von Massnahmen aufforderte, die nétig sind,
um Menschen mit einer geistigen Behinderung eine umfassende politische Teilhabe zu
ermoglichen. In ihrer Begriindung verwies die Postulantin auf die 2014 von der Schweiz
ratifizierte Behindertenrechtskonvention der UNO, die die Vertragsstaaten verpflichtet,
Hindernisse fur Personen mit einer Behinderung abzubauen, damit diese moglichst
gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben kénnen. Artikel 29 der Konvention
garantiert Menschen mit Behinderung auch gleiche politische Rechte, die ihnen durch
EU-Mitgliedstaaten zunehmend auch eingestanden wirden, so die Tessiner Standeratin.
Mit Ausnahme des jungsten Beispiels des Kantons Genf sind dauerhaft urteilsunfahige
Menschen Uber 18 Jahre in der Schweiz bis anhin vom Stimm- und Wahlrecht
ausgeschlossen. Im November 2020 hatte Genf in einer Volksabstimmung mit einem Ja-
Anteil von 75 Prozent allen Personen mit Behinderung das Stimm- und Wahlrecht
erteilt. Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, kam der
Standerat diesem Antrag nach. ™

In Erfullung vier gleichlautender Postulate erschien im September 2021 ein Bericht des
Bundesrates, der die Moglichkeiten der rechtlichen Anerkennung der Schweizer
Gebéardensprachen auswies und die Politik der Schweiz in diesem Bereich mit dem
internationalen Umfeld verglich. In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, dass die
Mehrheit der europaischen Lander im Unterschied zur Schweiz mindestens eine
Gebérdensprache rechtlich anerkennt. In der Schweiz kennen ausschliesslich die
Kantone Zlrich und Genf eine solche Anerkennung. Funf Varianten einer moglichen
rechtlichen Anerkennung prifte der Bundesrat im Rahmen seines Berichts: Eine
Anerkennung als Landessprache oder als (Teil-)JAmtssprache, eine Anerkennung im
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Rahmen der Europarats-Abkommen, im Rahmen der Sprachenfreiheit oder eine
Anerkennung als Férdersprache.

Eine Anerkennung im Rahmen internationaler Abkommen hatte indes rein
deklaratorische Natur, solange keine zusatzlichen Rechtsanspriche definiert werden,
so der Bundesrat. Dieselbe Wirkung hatte eine Anerkennung der Gebardensprache als
Landes- oder Teilamtssprache in der Verfassung, dartber hinaus bedurfte diese Art von
Anerkennung der Zustimmung der Mehrheit der Bevolkerung und der Kantone. Auch die
explizite Erwadhnung in der Verfassung, dass die Sprachenfreiheit auch die
Gebardensprache umfasse, musste die gleichen politischen Hirden Uberwinden. Eine
Anerkennung als Fordersprache liesse sich gemass bundesratlichem Bericht als einzige
Variante ohne Revision der Bundesverfassung umsetzen. Der Bundesrat betonte
jedoch, dass die rechtliche Anerkennung fur ihn keine zwingende Voraussetzung sei, um
die soziale Teilhnabe von Menschen mit Gehdrbeeintrachtigung weiter zu verbessern. Er
habe das EDI beauftragt, den Dialog mit den verantwortlichen Stellen und
Organisationen zu intensivieren und Verbesserungsmoglichkeiten zu prifen. ™
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